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VORWORT
Der EGÖD verbindet traditionsgemäß soziale und grüne Politiken und tritt seit jeher dafür ein, dass es eines 
grundlegenden Wandels unseres Wirtschaftssystems bedarf, um der Ausbeutung ein Ende zu setzen und soziale 
Gerechtigkeit zu erreichen. Veränderungen sind außerdem notwendig, um der Zerstörung unserer Umwelt Ein-
halt zu gebieten und den Klimawandel zu stoppen. Die öffentlichen Dienstleistungen sowie die Beschäftigten, 
die sie erbringen, müssen eine Schlüsselrolle bei dieser Transformation spielen. Dabei müssen die Menschen und 
unser Planet und nicht die Gewinne von Unternehmen in den Mittelpunkt gestellt werden. 

Der EGÖD unterstützt das Konzept der Kreislaufwirtschaft, um Abfall zu vermeiden und zu reduzieren und – wo 
dies nicht möglich ist – wiederzuverwerten, zu teilen, zu recyceln und zurückzugewinnen. Der vorliegende Be-
richt hat die Absicht, die zentrale Rolle der Beschäftigten bei der Erbringung dieser Leistungen sichtbar zu ma-
chen. Der EGÖD organisiert Beschäftigte in öffentlichen, vorwiegend kommunalen, und auch privaten Betrieben, 
die in den Bereichen Abfallsammlung, Trennung, Recycling, Verbrennung und Waste-to-Heat tätig sind. Viele 
Arbeitsplätze in dieser Branche sind gefährlich, oftmals schlecht bezahlt und – insbesondere im privaten Sektor 
– nicht tarifgebunden. Zudem gibt es einen beträchtlichen informellen Abfallsektor, in dem die Beschäftigten 
ausgebeutet werden. 

Bedauerlicherweise haben es die Europäische Kommission sowie zahlreiche Regierungen bisher versäumt, die 
soziale Dimension ins Blickfeld zu nehmen, obgleich die Europäische Säule sozialer Rechte, einschließlich der 
Garantie öffentlicher Daseinsvorsorge, auch in dieser Branche Anwendung finden sollte. Stärkere Tarifbindung ist 
unabdingbar, um qualitativ hochwertige Arbeitsbedingungen und angemessene Löhne zu gewährleisten. Eine 
der wesentlichen Forderungen des EGÖD ist die Anerkennung von Tarifverträgen bei öffentlichen Aufträgen. 

Es besteht jetzt die Chance, echte Fortschritte für diesen Sektor in den Konjunkturprogrammen zu erzielen, die 
als Antwort auf die Pandemie und Wirtschaftskrise erarbeitet werden. Dabei schauen wir insbesondere auf öf-
fentliche Investitionen und öffentliche Unternehmen, um die qualitativ hochwertigen Arbeitsplätze zu schaffen, 
die so dringend gebraucht werden. 

Der vorliegende Bericht liefert einen Beitrag zu diesem Dis-
kurs. Wir danken der Autorin, Vera Weghmann (PSI-RU, Uni-
versity of Greenwich), sowie unseren Mitgliedsgewerkschaf-
ten und Kolleg*innen für ihre Beiträge. 

Viel Spaß beim Lesen!

Jan Willem Goudriaan
EGÖD-Generalsekretär 
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KURZFASSUNG 

Die Kreislaufwirtschaft verspricht die Abkehr von einem linearen Wachstumsmodell (Fördern – Herstellen - 
Entsorgen) hin zu einem nachhaltigen Modell (Recyceln – Wiederverwenden – Erneuern - Teilen). Der vorlie-
gende Bericht, der vom Europäischen Gewerkschaftsverband für den Öffentlichen Dienst (EGÖD) beauftragt 
wurde, konzentriert sich auf die Rolle der Beschäftigten beim Übergang zu einer Kreislaufwirtschaft, insbeson-
dere auf den Gesundheitsschutz und die Arbeitssicherheit der Beschäftigten, die in der Abfallentsorgung und 
Abwasserbehandlung tätig sind. Die wesentlichen Themen sind:

1) Die Beschäftigten in den Mittelpunkt stellen 

Die globale Covid-19 Pandemie hat die Beschäftigten hinter den systemrelevanten Dienstleistungen ins öf-
fentliche Blickfeld gerückt. Wir können nicht mehr so tun, als ob die Kreislaufwirtschaft automatisch funk-
tioniert; wir müssen vielmehr die zentrale Rolle der beteiligten Beschäftigten anerkennen. Viele Tätigkeiten 
im Abfall- und Wiederverwertungssektor sind risikoreich, unangenehm und gefährden die Gesundheit und 
Sicherheit der Beschäftigten; zudem sind sie schlecht bezahlt und rechtlich nicht abgesichert. Der informelle 
Abfallsektor leistet einen wesentlichen Beitrag zur europäischen Kreislaufwirtschaft, wobei diese unsichtbare 
Arbeit oftmals von äußerst schutzbedürftigen und am Rande der Gesellschaft stehenden Beschäftigtengrup-
pen erbracht wird. Die Beschäftigten müssen sichtbar gemacht und ihre Arbeit muss formalisiert werden, da-
mit sie entsprechend entlohnt und ihre Gesundheit und Sicherheit geschützt werden können.

2) Es gibt ein eklatantes Forschungsdefizit im Bereich Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz der 
Beschäftigten in der Kreislaufwirtschaft

Das Forschungsdefizit wird durch die Tatsache verschärft, dass etliche Recycling- und Wiederverwertungs-
aktivitäten entweder im informellen Sektor stattfinden oder in Entwicklungsländer exportiert werden. Insbe-
sondere mangelt es an Wissen über die Arbeitsbedingungen und den Arbeitsschutz der Beschäftigten in den 
Sektoren Recycling und Wiederverwertung, zwei Grundpfeiler der Kreislaufwirtschaft. 

Jede Studie zum Arbeitsmarkt in der Kreislaufwirtschaft muss die geopolitischen (Wo haben wir es mit Abfall 
zu tun?) und gesellschaftspolitischen (Wer hat mit Abfall zu tun?) Dimensionen berücksichtigen. Es wird viel 
Wirbel um die Schaffung von grünen Arbeitsplätzen gemacht. Anstatt jedoch über die Zahl der Arbeitsplätze 
zu spekulieren, braucht die Kreislaufwirtschaft vielmehr sichere und menschenwürdige Arbeitsplätze. 

3) Die Kreislaufwirtschaftspolitik der EU ignoriert den Gesundheitsschutz und die Arbeitssicherheit 
der Beschäftigten

Der Aktionsplan Kreislaufwirtschaft der EU vom März 2020 erwähnt nicht einmal die Beschäftigten, auf die 
die Kreislaufwirtschaft angewiesen ist, geschweige denn formuliert er irgendwelche arbeitsschutzrechtlichen 
Bedenken. Wenn Europa seine kreislaufwirtschaftlichen Aktivitäten wirklich ausweiten möchte, müssen sich 
Politik und Gesetzgeber für sichere und menschenwürdige Arbeitsplätze stark machen. Beispielsweise ver-
spricht der Aktionsplan, die bestehenden Gesetze zu überarbeiten, um sowohl die Produktion als auch den 
Verbrauch von Gütern durch die Einführung eines ‚Kreislaufdenkens‘ ethischer zu gestalten. Die Beschäftigten, 
von denen die Kreislaufwirtschaft abhängt, werden jedoch in den Prinzipien, die Grundlage für die Initiative 
zur Schaffung eines EU-weiten Rahmens für nachhaltige Produktpolitik sind, – wieder einmal – mit keinem 
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Wort erwähnt. Einige Gesundheits- und Sicherheitsrisiken der Beschäftigten, die Produkte zerlegen und sie 
wiederverwendbar oder recycelbar machen, lassen sich jedoch auf Design- und Produktebene angehen. Die 
EU könnte ihre Nachhaltigkeitsprinzipien um die Verpflichtung ergänzen, die Gesundheit und Sicherheit der 
Beschäftigten in der Kreislaufwirtschaft bereits in der Designphase mitzuberücksichtigen. Die EU sollte sich 
mit anderen Worten nicht nur Öko-Design, sondern auch faires Design auf die Fahnen schreiben. Und auf Ver-
braucherseite sollte die EU nicht nur ein Umweltsiegel, sondern auch ein Fair-Siegel einführen. 

4) EU-Politiken müssen Risikobewertungen miteinschließen

Ein Beispiel für die Missachtung der Gesundheit und Sicherheit von Beschäftigten in der Abfallwirtschaft 
durch die EU lässt sich in der Bau- und Abrissschuttbranche finden, dem größten Abfallentsorgungssektor in 
Europa. Der Ausbau von Recyclingaktivitäten in diesem Sektor ist besonders wichtig. Eine jüngst (2018) von 
der Europäischen Kommission in Auftrag gegebene Studie, die zum Ziel hat, die Entwicklung der notwendi-
gen Bau- und Abrissschuttinfrastruktur zu fördern, erwähnt jedoch mit keinem Wort die Beschäftigten, die 
derartige Neuanlagen betreiben würden, geschweige denn schenkt sie dem Thema Gesundheitsschutz und 
Arbeitssicherheit Beachtung1. Es müssen sachgerechte Risikobewertungen angestellt und die entsprechen-
den Gewerkschaften kontaktiert werden, um sicherzustellen, dass die EU ihre Recyclingkapazitäten im Bereich 
Bau- und Abrissschutt so aufstockt, dass die Beschäftigten und die Umwelt geschützt werden. 

Die Covid-19 Pandemie hat das Gefährdungspotential für die Gesundheit und Sicherheit der Beschäftigten in 
der Abwasserentsorgung weiter erhöht. Es bedarf einer ordnungsgemäßen Risikobewertung in Absprache 
mit den zuständigen Gewerkschaften, um zu gewährleisten, dass die Gesundheit der Beschäftigten in der 
Abwasserentsorgung geschützt wird. Ununterbrochen gefährlichen, biologischen Substanzen ausgesetzt zu 
sein, stellt ein ernsthaftes Gesundheits- und Sicherheitsrisiko für die Betroffenen dar. Daher müssen spezielle 
Vorsichtsmaßnahmen ergriffen werden, um die Beschäftigten in der Abwasserentsorgung vor der Pandemie 
zu schützen.
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5) Abfallvermeidungsmaßnahmen stehen oft im Widerspruch zur Kreislaufwirtschaft 

Politikvorhaben, wie der Aktionsplan Kreislaufwirtschaft der EU vom März 2020, werfen häufig Abfallvermei-
dung mit Recycling in einen Topf. Konzeptionell basiert die Kreislaufwirtschaft jedoch auf einer Abfallhier-
archie, nach der Abfallvermeidung von Recycling zu unterscheiden und dem Recycling vorzuziehen ist. Tat-
sächlich stehen kreislaufwirtschaftliche Aktivitäten jedoch oft der Abfallvermeidung entgegen, da sich mit 
dem Rohstoff Abfall Gewinne erwirtschaften lassen - wie auch mit erhöhter Produktion und vermehrtem Ver-
brauch, der durch kreislaufwirtschaftliche Aktivitäten befördert wird. Mit der Vermeidung von Abfall lassen 
sich hingegen keine Gewinne machen, ganz im Gegenteil: Nationale und kommunale Regierungen müssen 
Abfallvermeidungs- und Wiederverwertungsmaßnahmen subventionieren und umsetzen. 

6) Ein ganzheitlicher Ansatz an die Kreislaufabfallwirtschaft muss auf öffentlichem Eigentum basieren  

Häufig stehen die unterschiedlichen Abfallaufbereitungsmaßnahmen in Konkurrenz zueinander. Müllheiz-
kraftwerke beispielsweise benötigen umfassende Investitionen, und somit brauchen private Anbieter, die 
diese Anlagen betreiben, üblicherweise von den Kommunen die Zusage, kontinuierliche Abfallströme für 
mehrere Jahrzehnte – oftmals für bis zu 50 Jahre - zu garantieren. Wettbewerb zwischen den verschiedenen 
Abfallaufbereitungsverfahren, die von unterschiedlichen privaten Anbietern betrieben werden, führt zu in-
effektiver Entsorgung und schafft einen Zyklus, der einen permanenten Abfallbedarf befördert. Um dies zu 
vermeiden, wird ein ganzheitlicher Entsorgungsansatz benötigt. Öffentliches Eigentum und staatliche Kont-
rolle sind entscheidend, um sicherzustellen, dass Gewinne nicht über Umweltbelange gestellt werden. 

Beim Ausbau von Recyclingkapazitäten muss die Entsorgung schnell und effektiv sein, da Verzögerungen zu 
erhöhter Kontamination führen und den Abfall unverwertbar machen. Es kommt also auf das häufige Einsam-
meln kommunaler Abfälle an. Dieses steht jedoch den Interessen der Privatwirtschaft entgegen, da private 
Anbieter darauf bedacht sind, ihre Kosten möglichst gering zu halten, weshalb sie den Abfall so selten wie 
irgend möglich abholen. 

Ein Vorzeigeprojekt wurde von der slowenischen Stadt Ljubljana entwickelt, die zur ersten und einzigen Zero-
Waste-Hauptstadt in Europa gekürt wurde. Das dortige Abfallentsorgungssystem wird von der öffentlichen 
Hand finanziert und betrieben, und die Abfallaufbereitung geht einher mit Abfallvermeidungsinitiativen und 
einem kommunalen Abfallentsorgungssystem, das akkurates Mülltrennen für häusliches Recycling mit An-
reizen fördert. 

7) Europas Recyclingkapazitäten müssen ausgebaut werden  

Bis heute exportiert die EU einen Großteil ihres wiederverwertbaren Abfalls – zumeist in Länder mit gerin-
geren Arbeits- und Umweltstandards. Lange Transportwege erhöhen jedoch das Risiko der Kontamination, 
wodurch der Abfall für die Beschäftigten gefährlicher wird und die Recycelbarkeit und Wiederverwertbarkeit 



7

Sichere Arbeit in der Kreislaufwirtschaft – 
Arbeits- und Gesundheitsschutz in Abfallwirtschaft und Abwasserbehandlung in der EU

des Abfalls abnehmen. Noch bevor China und andere asiatische Länder 2018 ihre Importvorschriften für recy-
celbare Abfallprodukte verschärften, wurden lediglich 10% des weltweiten Plastikmüllaufkommens recycelt. 
Während die strikteren Abfallimportbeschränkungen in vielen asiatischen Ländern das globale Recycling wei-
ter zurückgedrängt haben, wächst der illegale Abfallhandel.  

Wir können unser Abfallproblem nicht einfach exportieren. Europa muss mehr in lokale und regionale Recyc-
linganlagen investieren, um lange Lagerungszeiten zu vermeiden, die zu erhöhter Kontamination führen. Der-
artige Anlagen müssen mit Blick auf die Gesundheit und Sicherheit der Beschäftigten gebaut und betrieben 
werden. 

8) Der Aufbau einer Kreislaufwirtschaft ist Thema für die Gewerkschaften 

Der Übergang zu einer Kreislaufwirtschaft muss mit den Gewerkschaften ausgehandelt werden, um den 
Gesundheitsschutz und die Arbeitssicherheit der Beschäftigten zu gewährleisten. Zu diesem Zweck können 
gewerkschaftliche Sicherheitsbeauftragte bestimmt werden, die überprüfen, ob Gesundheits- und Arbeits-
schutzregeln eingehalten und angemessene Arbeitsbedingungen vorgehalten werden. 

Die Gewerkschaften haben die Aufgabe, Allianzen zwischen formell und informell Beschäftigten zu schmie-
den. Derartige Allianzen tragen beim Ausbau kreislaufwirtschaftlicher Aktivitäten zu besseren und sicheren 
Arbeitsbedingungen für alle Beschäftigten im Entsorgungssektor bei. In Paris beispielsweise hat die zustän-
dige Behörde in Zusammenarbeit mit den im Recyclingsektor formell und informell Beschäftigten ein Unter-
stützungssystem entwickelt. 

Automatisierungsprozesse haben generell das Potential, sicherere Arbeitsumfelder für Beschäftigte zu schaf-
fen. Daraus resultierende arbeitsplatzbezogene Veränderungen sollten jedoch mit den Gewerkschaften aus-
gehandelt werden, um zu vermeiden, dass die Automatisierung „ungelernte“ Beschäftigte bestraft; zudem 
müssen unter Umständen umfassendere Veränderungen der Arbeitsorganisation vorgenommen werden. 

In vielen europäischen Ländern haben die Beschäftigten das Recht, die Arbeit einzustellen, wenn ihre Gesund-
heit und Sicherheit in Gefahr sind. In Großbritannien ist in Artikel 44 des Arbeitnehmerrechtsgesetzes von 
1996 beispielsweise geregelt, dass Beschäftigte berechtigt sind, ihren Arbeitsplatz zu verlassen, wenn sie den 
begründeten Verdacht haben, dass ihre Gesundheit und Sicherheit in unmittelbarer und ernsthafter Gefahr 
sind2. Seit der Ausbreitung des Coronavirus ergreifen weltweit immer mehr Beschäftigte Maßnahmen zum 
Schutz ihrer eigenen Gesundheit und Sicherheit. 

1 Bilsen, V. et al. (2018) Development and implementation of initiatives fostering investment and innova-
tion in construction and demolition waste recycling infrastructure. European Commission. Abrufbar 
unter: https://ec.europa.eu/environment/waste/studies/pdf/CDW%20infrastructure%20 study.pdf

2 http://www.legislation.gov.uk/ukpga/1996/18/section/44
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Der EGÖD ist der Europäische Gewerkschaftsverband für den öffentlichen Dienst 
und das größte Mitglied des EGB. Er vertritt 8 Millionen Beschäftigte im öffentlichen 
Dienst in mehr als 260 Gewerkschaften. Wir organisieren ArbeitnehmerInnen in 
der Energie- und Wasserversorgung, in der Abfallwirtschaft, im Gesundheits- und 
Sozialwesen, in den  Kommunalverwaltungen und in der staatlichen Verwaltung 
in allen europäischen Ländern einschließlich der östlichen Nachbarländer der 
EU. Der EGÖD ist die anerkannte Regionalorganisation der Internationale der 
Öffentlichen Dienste (IÖD). Weitere Informationen über den EGÖD und seine 
Arbeit unter: www.epsu.org


